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Berliner Deklaration

Wir, die Anwesenden der 
Hanfparade am 11. August 2018 
und andere an der Thematik Interessierte erklären hiermit unter dem Motto 

Aufklärung statt Verbote

Drogenkontrollen – ausgenommen im Straßenverkehr oder bei bestimmten beruflichen Anforderungen – sind 
irrationale Akte sozialer Kontrolle ohne generalpräventive Wirkung, die grundlegende Menschenrechte 
verletzen. Dorgenprobleme lassen sich nicht strafrechtlich, sondern nur mit wissenschaftlich fundierter 
Aufklärung und durch kulturelle Integration lösen. Aufklärung zu Erlangung von Drogenkompetenz, 
Drogenmündigkeit und Drogenautonomie (das Gegenteil von Drogenabhängigkeit) ist eine 
gesamtgesellschaftliche Aufgabe. 

Der Staat darf die Bürger durch die Drogenpolitik nicht schädigen. Es ist deshalb notwendig, Schaden und 
Nutzen der Drogenpolitik ideologiefrei wissenschaftlich zu überprüfen. Das kann nach unserer Auffassung nur 
dazu führen, die Drogenprohibition aufzugeben und legale Bezugswege zu schaffen. 

Wir wissen

• dass die religiöse, rituelle, hedonistische und medizinische Nutzung natürlicher Drogen wie z.B. 

Cannabis, Zauberpilze und Changa die Menschheit von Urbeginn an begleiten; 
• dass der Gebrauch dieser und diverser synthetischer Substanzen wie zum Beispiel LSD, MDMA oder 

Methylon nicht pauschal illegalisiert gehört, da er für viele Menschen zur Entfaltung ihrer 
Persönlichkeit dient; 

• dass die repressive Politik der vergangenen Jahre und die von ihr erzeugten Marktmechanismen mehr 

individuelle und gesellschaftliche Schäden bewirken, als dies Drogen je könnten; 
• dass Streckmittel und Verunreinigungen in Produkten auf dem Schwarzmarkt eine erhebliche 

zusätzliche Gesundheitsgefährdung darstellen; 
• dass die derzeitigen Drogenkontrollmaßnahmen als ineffizient und nutzlos zu klassifizieren sind, da sie 

ein großes Hindernis zur Einführung von neuen Strategien, um das Problem sowohl auf globaler wie auf
lokaler Ebene anzugehen, darstellen. Es ist zu befürchten, dass die Verstärkung der aktuellen Politik zu 
einer Verschlechterung der Drogensituation beiträgt und zunehmend die Glaubwürdigkeit dieser Politik 
in der breiten Öffentlichkeit im allgemeinen schwindet.

Wir verurteilen

• dass eine hohe Anzahl von Menschen zu verfehlten Gefängnisstrafen verurteilt wurden, weil sie durch 

gewaltlose Drogendelikte ohne Schaden für Dritte gegen die Verbotsgesetze des BtMG verstoßen haben;
• dass die Herstellung von und der Handel mit illegalisierten Drogen die wichtigste Profitquelle der 

europäischen Mafiaorganisationen darstellen und sowohl ihre Möglichkeiten erhöhen, andere zu 
bestechen als auch, straffrei auszugehen; 
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• dass erhebliche Polizeikräfte durch die Drogenfahndung gebunden werden, die bei der Verfolgung 

Schwerkrimineller oder der Überwachung von terrorverdächtigen „Gefährdern“ fehlen; 
• die Tatsache, dass der Deutsche Bundestag sich mehrheitlich gegen eine Evaluierung der 

Auswirkungen der derzeitigen Drogenpolitik ausgesprochen hat, denn wir sind der Überzeugung, 
dass die von den Drogen ausgehenden Gefahren unter anderem unter wissenschaftlichen, 
soziologischen und kulturellen Gesichtspunkten nicht nur durch eine genaue Untersuchung der 
objektiven und vergleichbaren Daten, sondern auch unter sorgfältiger Beurteilung aller anderen 
Folgen und Schäden für die Entwicklung der Gesellschaft analysiert werden müssen, um zu 
verhindern, dass bei der Analyse der zahlreichen Probleme im Zusammenhang mit Drogen eine zu
starke Vereinfachung betrieben wird, und fordern, dass diese Analysen und Beurteilungen 
veröffentlicht werden.

Wir propagieren nicht

den Konsum von Drogen und wir sind besorgt über das Ausmaß des Drogenmissbrauchs weltweit. Wir 
sind ebenso besorgt über die zerstörerischen Auswirkungen durch die Verbrechen gewalttätiger 
Drogengangs und Kartelle auf der ganzen Welt. Keines dieser Probleme wird durch die derzeitige 
Drogenpolitik gelöst. Tatsächlich blühen Drogenmissbrauch und organisierte Kriminalität auf dem Boden 
des bestehenden Drogenverbots, ähnlich wie sie es während der Zeit der Alkohol-Prohibition in den USA 
taten. 

Wir bemühen uns

um Aufklärung der Öffentlichkeit, insbesonders von Jugendlichen. Wir wollen realistische und 
glaubwürdige, weil auf eigenen Erfahrungen und nicht auf veralteten Theorien und staatlicher Propaganda
basierende, Informationen über Drogengebrauch, Wirkungen und Risiken verfügbar machen. Keiner 
politischen Macht steht das moralische Recht zu, den Gebrauch psychoaktiver Substanzen pauschal zu 
verbieten. 

Wir fordern

• dass die nationale Drogenpolitik auf wissenschaftlichen Erkenntnissen im Hinblick auf jeden 

Drogentyp und nicht auf einem emotionalen Impuls basieren muss, da jedes drogenbezogene 
Problem einen spezifischen Ansatz erfordert, sowie in der Erwägung, dass eine Verallgemeinerung
des Ansatzes die Glaubwürdigkeit aller Teilaspekte dieser Politik unterminiert; 

• die soziale und wissenschaftliche Erforschung illegalisierter Stoffe für einschlägige medizinische 

und soziale Zwecke zu verstärken; 
• ein stärkeres Gewicht auf die Aspekte Schadensbegrenzung, Information, Prävention, Behandlung 

und Berücksichtigung des Schutzes des Lebens und der Gesundheit der Menschen mit Problemen 
infolge des Konsums von illegalisierten Stoffen zu legen und Maßnahmen zu ermitteln, die die 
soziale Ausgrenzung der Betroffenen verhindern können, statt repressive Strategien umzusetzen, 
die an die Verletzung der grundlegenden Menschenrechte grenzen und häufig zu einer solchen 
geführt haben; 

• die notwendigen Informationsinitiativen zu verstärken und für ihre angemessene Finanzierung zu 

sorgen, um über illegalisierte Stoffe aufzuklären und dem Drogenkonsum vor allem an Schulen 
vorzubeugen, und um die negativen Auswirkungen des Drogenkonsums und die damit 
zusammenhängenden Gefahren einzuschränken; 

• Nachdruck auf verstärkte Aufklärungsmaßnahmen zu legen, die auf wissenschaftlichen 

Erkenntnissen über die Folgen des Konsums der verschiedenen Arten von Drogen (insbesondere 
synthetischen) basieren müssen, um jedermann klar und unmissverständlich warnen zu können; 

• die Beteiligung und Einbeziehung der Drogenabhängigen und Konsumenten und von 

Freiwilligendiensten sowie der Öffentlichkeit bei der Lösung der drogenbedingten Probleme 
festzulegen und erheblich zu verstärken; 

• die Forschung im Bereich der Verwendung von Pflanzen, deren Anbau gegenwärtig illegalisiert ist

oder sich in einer Grauzone befindet, etwa Hanf, Opium oder Kokablätter, im Hinblick auf 
medizinische Anwendungen, Lebensmittelsicherheit, nachhaltige Landwirtschaft, Erzeugung 
alternativer Energie, Ersetzung holz- oder ölbasierter Produkte oder im Hinblick auf sonstige 
nützliche Zwecke zu verstärken; 

• die Abschaffung des bestehenden Drogenverbots und die Einführung einer neuen Politik der 

Kontrolle und Regulierung von derzeit illegalisierten Drogen; 
• dass die Bundesländer die gesetzgeberische Freiheit erhalten sollten, um verschiedene Modelle 

auszuprobieren, die eine gute Balance zwischen der Selbstbestimmung des Einzelnen über seinen 
Körper und der Notwendigkeit einer vernünftigen Regulierung herstellen, um Todesfälle, 
Krankheiten, Abhängigkeit und sonstige Schäden vorzubeugen; 

• dass nach dem Ende des Drogenverbotes alle Menschen, die aufgrund von Strafvorschriften im 

BtMG verurteilt wurden und keinem Dritten dabei einen Schaden zugefügt haben, umgehend 
entlassen, ihre Eintragung im Strafregister aufgehoben und ihre Bürgerrechte wieder hergestellt 
würden.

Wir befürworten

für jeden erwachsenen und kompetenten Menschen die freie Wahl der psychoaktiven Substanzen zur 
Erforschung eigener, nicht-alltäglicher Bewusstseinszustände. Dafür muss die Voraussetzung geschaffen 
werden, dass umfassende fachkundige Orientierungshilfen statt pauschaler Verteufelung angeboten 
werden. 

• Die umgehende Amnestie von Opfern des Drogenkriegs; 

• nationale und internationale Abkommen, die einer Entkriminalisierung entgegenstehen, zu 

überdenken und neu zu formulieren; 
• das Ende des Drogenkrieges.

Wir hoffen auf Frieden. 
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